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11 PLANUNGSANLASS 

Der Anlaß zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungs-

'planes ist durch die Umstrukturierung eines im Plange-

biet liegenden Gärtnereigeländes (Gärtnerei Tress und 

städtische Grundstücksfläche) gegeben. Bedingt durch 

die Hanglage der Anbaufläche ist ein wirtschaftlicher, 
, - -

nach modernen Methoden arbe:L tender Gärtnereibe'trieb 

bei den heutigen Verhä~t~issen nicht mehr rentabel. 

Da der bish.ex·Jge J3.,etr.~eb al tershalber aufgegeben wird, . --." "-. 

ist auch e Weiterveräußerung mit demselben Nutzungs- C 
zweck nicht·--'mehr. '-gegeben .~; Die günstige Lage des Grund-

stückes am Rande des Stadtzentrums legt es nahe, die 

beabsichtigte Umstrukturierung des Gärtnereigeländes 

zu einem neuen WOhnquartier gutzuheißen und die Schaf-

fung zentrumsnahen Wohnens im öffentlichen Interesse 

zu unterstützen. 

2. VORBEREITENDE BAULEITUNGPLANUNG 

Der Flächennutzungsplan-Entwurf des Nachbarschaftsver-

bandes Reutlingen-Tübingen weist in dem betreffenden 

Bereich "Wohnbaufläche" aus. 

Die übereinstimmung von vorbereitender und verbindlicher 

Bauleitplanung ist damit gegeben. 

Der Flächennutzungsplan hat im September/Oktober 1978 
öffentlich ausgelegen. Dabei sind für den vorliegenden 

Planbereich keinerlei Anregunßen und Bedenken vor~e­

bracht worden. 

Die Tatsache, daß noch kein genehmigter Flächennutzungs-

plan vorliegt, kann nicht der Stadt angelastet werden, 

sondern ist ~us d~~ Ub~rgemeindlichen Abhängigkeiten 

durch die Bildung des Nach~arschaftsverbandes zu er-

klären. 
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3, PLANBEREICH 

Der Planbereich umfaßt ca. 5,4.ha. Davon sind: 

ca. 3,0 ha vJohnbauland 

ca. 1,.1 ha öffentliche Verkehrs fläche 

ca. 0,9 ha öffentliche Grünfläche 
(davon 0.;11 ha Klnderspielplatz) 

ca. 0",4 ha Stadtgärtnerei 

ca. 5,4 ha 

4. ÄNDERUNG BESTEHENDER RECHTSvdRSC~RrFTEN 

Durch den vorliegenden Bebauungsplan soll der ~m 

01. 03. 1967 genehmigte, qualifizierte Bebauungsplan 

lIHirschauer Straße" vollständ ersetzt werden. 

Gleichzeitig wird zur sinnvollen Abrundung des Gebietes 

ein kleiner Bereich des Bebauungsplanes nSchwanzer", 

genehmigt am 13. 09. 1955, sowie ein geringfügiger 

Teil der Bebauungsplanänderung TlRappenberghaldf', 

Hennentalwegfl ersetzt. Die Einbeziehung des gesamten 

Gel.tungsbereiches des alten Bebauungsplanes HHirschauer 

Straße" bietet sich an, damit die Darstellungsform auf 

den neuesten Stand der Planzeichenverordnung gebracht 

werden kann und auch kleinere. Anpas5ungen und Änderun-

gen mit aufgenommen werden können. 

51 STÄDTEBAULICHE ZIELVORSTELLUNG 

Das Plangebiet hat sowohl von seiner Lage zum Stadt-

zentrum (ca. 20 Minuten Fußweg zum Zentrum) als auch 

bezüglich seiner unmittelbaren Nachbarschaft zum 

. / . 
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Neckarufer eine bevor.zugte WOh,n.1age. In de~ Nähe liegen 
:'~ - ." 

nur Erschließungsstraßen, so daß ~ei~~erei~h auch vom 

Verkehrslärm relativ wenig.Oeeint~ächti~t ist. 

Der Planbereich ist 'bis auf das' Ge,lände der ehemali-

gen Gärtnerei voilständig erschiossen und bebaut. Die 

vorh~rrsc0-end~ Baustruktur'~'weist (meist gr'ößere) Ein-
., ~. , \ 

familienhäuser, ih~n~~~ser, Mietwohnungsbau aus. Es 

erscheint städtebaulich s{nnvoli, die vorhandene Be-

bauung entsprechend dem Bestand auszuweisen, d. h. 

keine .Umstrukturierungen vorzusehen und die neu zu' 

planende Wohn~e~auung.a~ ~~e vorhandene Struktur an-
• ~ • ~.I.~. 

zulehnen. 

61 ART DER NUTZUNG 

Entsprechend der Festsetzung im derzeit gültigen Be-

bauungsplan n chauer Straße Ir vo'rn 29. 02. 1966 wird 

die Ausweisung WA (allgemeines Wohngebiet) beibehalten. 

Auf eine Festsetzung als WR (re~nes WOhngebiet) wird 

verzichtet, einers~its' um Planungsschäden durch eine 

Umstufung zu vermeiden, andererse eine gewisse 

c 

Flexibilität in den Nutzungen zu erhalten. l~, 

71 MASS DER NUTZUNG 

Der derzei t gül tige Bebauungs'plan ItHirschauer Straße tf 

weist für die Wohngebäude die Nutzung GRZ (Grundflächen-

zahl ) = 0,3, .GFZ (Geschoßf~ächenza~l') :: 0 -,8 aus. 

Diese Nutzung soll wiederum für die bereits bestehende 

und auch fUr die neu zu erstellende Bebauung ausgewie-

sen werden. (Im Bereich des Gärtnereigeländes war bis-

lang eine Nutzung von GRZ = 0,6 und Z = max. 111 aus-

gewiesen.) 

. / . 
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Zahl der Vol schosse mit Z 11 + 1 Untergeschoß 

wird wie bisher beibehalten. Der Bereich des Gärtnerei-

geländes wird fferenziert in eine max. zweigeschoss 

Bebauung an der Hirschauer-Straße und ln oe max. 

dre schossige Bebauung. an der- Rappenberghalde. ese 

max. dreigeschossige Bebauung wird durch zus zliche 

Festlegung der max. Gebäudehöhe weiter eingeschränkt. 

-Dadurch soll gewährleistet werde~, daß e oberhalb 

der Rappenberghalde egenden _Ge~äude nicht beeintrijch-

tigt werden, d. h. noch ihre f.reie Aussicht behalten. 

8. GESTALTUNG 

Die vorhandene Baustruktur im Plangeb t weist sowohl 

Einfamilienhäuser als auch Reihenhäuser und mehrge-

schossigen Wohnungsbau aus. Dabei betragen die maxi-

malen Gebäudelängen rd. 32 m. 

se Struktur soll im wesentlichen ?eibehalten werden, 

damit wird auch.einer gleichlautenden Äußerung im Rah-

men der Blirgerbeteiligung entspr6~hen. Gewisse tlber-

schreitungen der bishe n Maße werden allerdings 

für städtebaulich möglich gehalten. Die max. Gebäude-

;änge wird demnach an der Rappenberghalde auf 35 m 

festgelegt, an der Hirschauer Straße auf 25 m. Um eine 

weitere Gliederung der B~ukörper mit-35 m Länge zu 

erreichen, wird eine Ve~staffelung vbrgeschrieben. 

Gleichfalls rd für die projektierte Wohnbebauung 

(an der nördlichen Zone) eine Terrassierung der Bau-

körper vorgeschrieben - s als städtebauliche An-

p~ssung an die vorgegebene Hangsituation. 

Entsprechend den vorhandenen Gebäuden werden Sattel-

dächer mit einer Dachneigun~ von 28° - 32° vorge-

. / . 
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schrieben. Um darüber hinaus elDe gewisse Gestaltungs-

freiheit zuzulassen - auch um eine wirtschaftliche 

Nutzung der Dachräume zu erleiehtern.-wird als Aus-

nahme bei asymmetrischen te·ldächern einsei t 

auch eine steilere Dachneigung.bis 550 zugelassen. 

Eine weitere planungsreehtliehe Vorgabe, die gleich-

falls eine gewisse Einheitlichkeit ,des Gebietes ga-

rantieren sol~~ ist .Begrenzung der maximalen 

Bautie auf ·12· b Zil-T. '1 L~ m. 

9. ERSCHLIESSUNG .' ~-

!. 

Äußere Ersehli 

(. 

Das Plangebiet ist - bis auf die Herstellung der voll-

ständigen Straßenbreite an einer Stelle der Rappenberg-

halde - vollständ erschlossen. 

Die äußere Zufah~t erfolgt über die Neckarhalde.Naeh 

Sc~ließen des Fußgängertunnel& für ~en Kfz-Verkehr 

verbessert sich e Zufahrt entscheidend. 

Innere Erschlie 

Für die projektierte Wohnbebauu hat aus topographi-

sehen Gründen die Ersch eßung von der gut ausgebauten 

Hirschauer Straße zu erfolgen (2,25 m + 7,5 m + 1,5 m). 

Es wurde untersucht, wie die Voraussetzungen für die 

Anbindung des Gebietes für den B!fentlichen Personen-

nahverkehr geschaf werden können. Als die ange-

messenste Lösung wird vorgeschlagen, im Bedarfsfall 

den Bus im Rundkurs liber die Rappenberghalde und 

Hirschauer Straße fahren zu lassen. Dies setzt jedoch 

. / " 
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streckenweise den Ausbau der Rappenberghalde voraus. 

Um Störungen der Nachbarn durch die Zufahrt zu ge-

planten Tiefgaragen von vornherein auszuschließen, 

ist die und Ausfahrt mittig in das Gelände des 

"Lärmverursachers" gelegt worden, so daß auch keine 

gegenüberliegende Bebauung gestört wird. In Anbetracht 

der ruhigen Wohnlage wäre eine konzentrierte ober-

irdische Stellnlatzfläche sicher eine starke und nicht 

abzuschirmende Störquelle für die Nachbarbebauung. Der 

Bebauungsplan schreibt deshalb vor, daß mind. 50 % 
der e~forderlichen Stellplätze in Tief- oder Unter-

Flurgaragen nachzuweisen sind. Die Topographie kommt 

dieser. Forderung entgegen. Es kann - je nach Wohnungs-

zahl und Größe - mit rd. 120 Stellplätzen gerechnet 

werden. 

10. GRÜNFL~CHEN 

Die gesamte Zone 8.m Neekar hat berei ts heute eine 

Naherbolungsfunktion als flußbegleitender Spazierweg. 

Diese begrünte Flußaue sollte sich ~ach Möglichkeit 

nicht nur direkt am Uferweg, sondern auch in das Bau-

gebiet hineinziehen. 

Die vorhandene Bebauung ist bereits mit Bäumen und 

Büschen gut eingegrlint .. Es liegt kein Grund vor, hier 

weitere Gebote zur Neupflanzung oder Pflanzerhaltung 

festzusetzen. 

Es wird jedoch als wichtig angesehen, daß im Bereich 

der geplanten Wohnbebauung möglichst rasch eine Durch-

grünung erfolgt. Entsprechende Pflanzgebote für Baum-

und Buschgruppen Bowie fUr Einzelbäume sind deshalb 

festgesetzt worden. 

. / . 
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Im räumlichen Zusammenhang mit dem Neckaruferweg ist 

ein Kinderspielplatz rieu ausgewiesen worden. Im ganzen 

Wohnbereich zwischen Haeringstaffel und Kraftwerk ~ibt 

es keinen öffentlichen Kinderspiel~latz. Die Grund-

stücke in diesem Bereich weisen zwar ausreichend ~ri­

vate Frei- und Grün:flächen aus, -jedoch sollte ein 

Kinderspie latz für Kleinkinder - schon allein des 

Sozialkontaktes wegen-- nicht fehl~n. Für die Jugend-

chen sind ausreichend :Spielm6glic~keiten südlich 

'des Neckars - leicht erreich~af über den Neckarsteg -

vorhanden und auf lange Sicht nöch weitere geplant. ( 

nie ~läche für d Stadtgärtnerei ist als fflandwirt-

schaft ehe Fläche" ausge'wiesen.,' Auch auf lange Sicht 

wird dieses Gelände von der Stadtgärtnerei benötigt. 

11. KOSTEN 

Kosten für die Erschließung des Baugebietes entstehen 

nicht, da dieses b ts voll erschlossen ist. Für 

einen Teilabschnitt der R~ppenb~rghalde ist noch der 

Ausbau der Straße a.uf das im Bebauungsplan "Pfalzhalde" 

'a~sge~iesene ~aß ~on 1,5 m + 6~0 m + 0,5 m erforderlichC,_ 
Dles 1st berel ts 1m Bebauungsplan nPfalzhalde!l geregel t.-

Die Kosten für die nrichtung des öffentlichen Kinder-

spielplatzes werden mit ca. 80 000.-- DM veranschlagt. 

12. BODENORDNENDE MASSNAHMEN 

Bodenordnende Maßnahmen sind im Plangebiet nicht er-

forderlicb. 

./ . 
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13, ZEITLICHE ABWICKLUNG 

Mit dem Bau der projektierten Wohnbebauung könnte nach 

Rechtsgültigk t des Plans begonnen. werden. 

Der Ausbau des Kinderspie latzes ist - da bis jetzt 

noch keine Planung dafür vorliegt - noch nicht in die 

Haushaltsplanung aufgenommen worden. Es wird ange-

strebt, diesen Spielplatz möglichst bald zu finanzie-

ren. 

Aufgestellt 
Tübingen, den 15. Januar 1979 


